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Beachte 

Ist nach Maßgabe der technischen Möglichkeiten anzuwenden (vgl. § 22 Abs. 5 Z 1). 

Text 

Verarbeitung von Personenstammdaten anlässlich der erstmaligen Aufnahme von Schülerinnen 
und Schülern an einer Schule 

§ 6a. (1) Zum Zweck der Durchführung der erstmaligen Aufnahme von Schülerinnen und Schülern 
an einer Schule hat die Bundesministerin oder der Bundesminister für Inneres zu allen in Österreich 
gemeldeten Kindern, die gemäß § 2 Schulpflichtgesetz 1985 im darauffolgenden Schuljahr schulpflichtig 
werden, die folgenden Daten der BRZ-GmbH als Auftragsverarbeiterin der Bundesministerin oder des 
Bundesministers für Bildung zu übermitteln: 

 1. deren Personenstammdaten gemäß § 2 Z 21 lit. a aus dem Datenbestand des ZMR gemäß § 16a 
Abs. 4 MeldeG und 

 2. deren besondere Personenstandsdaten zur Geburt aus dem Datenbestand des ZPR gemäß § 2 
Abs. 3 Z 1, eingeschränkt auf Elterndaten gemäß § 2 Abs. 2 Z 1 bis 3, 5 bis 7 PStG 2013, sowie 
Hauptwohnsitz und weitere Wohnsitze der Eltern aus dem Datenbestand des ZMR. 

Weiters hat die Bundesministerin oder der Bundesminister für Inneres hinsichtlich der Schülerinnen und 
Schüler und deren Eltern das verschlüsselte bPK-BF, das verschlüsselte bPK-AS sowie verschlüsselte 
bPK, für deren Verarbeitung eine gesetzliche Grundlage besteht, als Auftragsverarbeiterin bzw. 
Auftragsverarbeiter der Stammzahlenregisterbehörde an den Datenverbund der Schulen zu übermitteln. 
Es sind jene verschlüsselten bPK bereitzustellen, für die eine gesetzliche Verpflichtung im Sinne des § 5 
Abs. 1 Z 5 oder eine andere gesetzliche Bestimmung als Grundlage zur Übermittlung aus dem 
Datenverbund Schule an den Register- und Systemverbund gemäß § 1 Abs. 3 Z 2 
Unternehmensserviceportalgesetz, BGBl. I Nr. 52/2009, besteht. Die Festlegung der Stichtage der 
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Übermittlung hat mit Verordnung der Bundesministerin oder des Bundesministers für Bildung zu 
erfolgen. 

(2) An der Schule, an der das Kind angemeldet ist, hat die Schulleitung die Daten gemäß § 2 Z 21 
lit. a und b aus dem Datenverbund der Schulen in der Evidenz der Schülerinnen und Schüler zu 
übernehmen. Soweit eine Schülerin bzw. ein Schüler nach Prüfung durch die zuständige 
Bildungsdirektorin oder den zuständigen Bildungsdirektor weder im ZMR gemäß § 16 MeldeG, noch im 
Ergänzungsregister für natürliche Personen (ERnP) gemäß Ergänzungsregisterverordnung 2022 –
 ERegV 2022, BGBl. II Nr. 241/2022, eingetragen ist, hat die zuständige Bildungsdirektorin oder der 
zuständige Bildungsdirektor unverzüglich bei der Stammzahlenregisterbehörde gemäß § 4 ERegV 2022 
um Eintragung in das ERnP anzusuchen. Für eine allenfalls nötige Überprüfung der korrekten 
Namensschreibweise hat die Schülerin oder der Schüler einen amtlichen Lichtbildausweis vorzulegen. 

(3) Zur automatisierten Erfassung der Personenstammdaten der Erziehungsberechtigten eines Kindes 
ist folgendermaßen vorzugehen: 

 1. Die Bundesministerin oder der Bundesminister für Inneres hat die besonderen 
Personenstandsdaten zur Geburt gemäß § 2 Abs. 3 Z 1 PStG 2013 aus dem Datenbestand des 
ZPR der Bundesministerin oder dem Bundesminister für Bildung zu übermitteln. 

 2. Im Zuge der persönlichen Vorstellung des Kindes bei Aufnahme in die Schule ist durch die 
Schulleiterin bzw. den Schulleiter festzustellen, ob den gemäß § 2 Z 21 lit. c übermittelten Daten 
der Eltern zu entnehmen ist, dass diese auch die Erziehungsberechtigten sind. In diesem Fall sind 
die Personenstandsdaten der Eltern, die gemäß Z 1 übermittelt wurden, zu übernehmen. 

Bestehen Zweifel an der Obsorgeberechtigung gemäß § 177 des Allgemeinen bürgerlichen 
Gesetzbuches (ABGB), JGS Nr. 946/1811, ist im Zuge der persönlichen Vorstellung des Kindes 
zusätzlich zum Nachweis der Obsorgeberechtigung eine Meldebestätigung der 
Erziehungsberechtigten vorzulegen, aus der Namen, Geburtsdatum sowie der Hauptwohnsitz 
zum Zweck der Stammzahlenregisterabfrage erfasst werden können. Die Daten der 
Erziehungsberechtigten sind durch die aufnehmende Schule im Datenverbund der Schulen zu 
erfassen. Die Datensätze von Eltern, die nicht erziehungsberechtigt sind, sind unverzüglich zu 
löschen. 

 3. Die zuständige Bildungsdirektorin bzw. der zuständige Bildungsdirektor hat zu jenen 
Erziehungsberechtigten, für die noch keine bPK gefunden wurde, unverzüglich gemäß 
§ 4 ERegV 2022 bei der Stammzahlenregisterbehörde um Eintragung in das ERnP anzusuchen. 

(4) Zu den im ERnP aufgenommenen Personen (Kinder oder Erziehungsberechtigte) sind im Wege 
des Stammzahlenregisters unter Verwendung der Personenstammdaten das bPK-BF sowie weitere 
benötigte verschlüsselte bPK anderer Bereiche zu ermitteln und im Datenverbund der Schulen zu 
verarbeiten. 

(5) Das in den Absätzen 1 bis 4 festgelegte Verfahren ist zudem auf jene Personen (inklusive jener 
gemäß § 5a) anzuwenden, die 

 1. erstmalig in das ZMR eingetragen wurden, 

 2. sich im 6. bis 20. Lebensjahr befinden und 

 3. seit dem letzten Stichtag gemäß der Abfrage nach Abs. 1 aus dem Ausland nach Österreich 
zugezogen sind. 

(6) Die ermittelten Personenstammdaten der im ZMR gemeldeten Schülerinnen und Schüler sowie 
der Erziehungsberechtigten sind laufend durch die Verwendung des Änderungsdienstes gemäß § 16c 
MeldeG zu überprüfen und gegebenenfalls im Datenverbund der Schulen zu aktualisieren. Die 
Personenstandsdaten der Eltern, die aus dem Personenstandsregister übernommen wurden, sind laufend 
durch die Verwendung des Änderungsdienstes gemäß § 50 PStG 2013 zu überprüfen und gegebenenfalls 
im Datenverbund der Schulen zu aktualisieren. 

(7) Die Bundesministerin bzw. der Bundesminister für Bildung ist ermächtigt, für alle im 
Datenverbund der Schulen gemäß § 6 Abs. 2 enthaltenen Personen die Daten gemäß § 2 Z 21 mittels 
verschlüsseltem bPK-ZP sowie dem Familiennamen im ZMR und im ZPR zum Zweck der Korrektur 
allfälliger falscher Schreibweisen abzufragen 

Schlagworte 

Registerverbund 
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